
 

Absender: Name/Institution, Adresse 

 

 

 

Vernehmlassung zum Entwurf Jugendheim- und Familienunterstützungsgesetz (JFG) 
sowie zu den Entwürfen der mit dem JFG in Zusammenhang stehenden 
Gesetzesänderungsvorlagen Volksschulgesetz (VSG) und Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) 

Rücksendung bitte bis spätestens 15. Juli 2014 an vernehmlassung@ajb.zh.ch 

 

Bitte verwenden Sie für Ihre Stellungnahme diese Vorlage. Sie unterstützen damit eine zielgerichtete 
Auswertung.  

Das Formular folgt weitgehend der Struktur des Gesetzesentwurfs und ist wie folgt gegliedert: 

— Gesamtbeurteilung und allgemeine Bemerkungen 

— Beurteilung der Kostenmodelle 

— Allgemeine Bestimmungen 

— Melde- und Bewilligungspflichten 

— Leistungsvereinbarungen und Finanzierung 

— Datenschutz 

— Mit dem JFG in Zusammenhang stehende Gesetzesänderungsvorlagen: Volksschulgesetz (VSG) 
und Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)  

Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldung und danken für Ihre Unterstützung.
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1. Gesamtbeurteilung und allgemeine Bemerkungen 
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2. Beurteilung der beiden Kostenmodelle (§§ 13-14 E-JFG) 

Im Rahmen der Vernehmlassung interessiert uns insbesondere Ihre Einschätzung der beiden 
Kostenmodelle und welches der beiden Sie bevorzugen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
3/9  

 



 

3. Bemerkungen zu den Allgemeinen Bestimmungen 

3.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

 

3.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 
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4. Bemerkungen zu den Melde- und Bewilligungspflichten 

4.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

4.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 
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5. Bemerkungen zu Leistungsvereinbarungen und Finanzierung 

5.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

5.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 

 

 
 

 
 
6/9  

 



 

6. Bemerkungen zum Datenschutz 

6.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

 

6.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 
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7. Bemerkungen zu den Änderungen des Volksschulgesetzes (VSG) 

7.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

 

7.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 
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8. Bemerkungen zu den Änderungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) 

8.1 Allgemeine Bemerkungen 

 

 

 

 

8.2 Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen 

Bemerkungen / Empfehlungen zu den einzelnen Paragraphen 
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	Vernehmlassung zum Entwurf Familien- und Heimpflegegesetz (FHG)  sowie zu den Entwürfen der mit dem FHG in Zusammenhang stehenden Gesetzesänderungsvorlagen Volksschulgesetz (VSG) und Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)

	Absender: SP Kanton Zürich
Gartenhofstrasse 15
8004 Zürich


Stand: 1. Juli 2014

	Gesamtbeurteilung: 

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Sozialdemokratische Partei des Kantons Zürich dankt dem Regierungrat, dass ihr Gelegenheit geboten wird, zum neuen Jugendheim- und Familienunterstützungsgesetz (JFG) Stellung zu nehmen. 

Die SP Kanton Zürich begrüsst grundsätzlich die Totalrevision des bereits seit 1962 geltenden Gesetz über die Jugendheime und die Pflegekinderfürsorge. Dieses genügt den heutigen Anforderung nicht mehr. Im Sinne einer umfassenden Jugendhilfe mit ergänzenden Hilfen zur Erziehung, braucht es ein bedarfsgerechtes Angebot an Unterstützungshilfen für Familien, unabhängig davon, ob diese in einem institutionellen oder familiären Rahmen geleistet werden. Es sollen flexible sozialpädagogische Settings und Hilfe aus einer Hand möglich sein.  

Das Gesetz schafft weitgehend Klarheit über die Rolle des Kantons, der Gemeinden und der Leistungsanbieter. Die Leistungsvereinbarungen erachten wir als sinnvolle Basis der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Hand und den Leistungsanbieter. Die Vorgaben zu Qualität und Wirtschaftlichkeit des Angebots sind wichtig und zeitgemäss.
Die kantonale Gesamtplanung und die Vorfinanzierung der Leistungen durch den Kanton (im Gesamtkostenmodell) eröffnen dem Kanton viele Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten auf dem Gebiet der Jugendhilfe. Dies darf unter keinen Umständen zu einer Bedarfsteuerung über die finanziellen Mittel, oder gar zu einer Plafonierung der finanziellen Mittel, seitens des Kantons führen. Der Kanton muss durchgehend die notwendigen finanziellen Mittel, für ein bedarfsgerechtes Angebot an ergänzenden Hilfen zur Erziehung von Kinder und Jugendlichen, bereitstellen. 

Das Gesetz verweist vielerorts auf die zu kommende Verordnung. Die Beurteilung des Gesetzes wird durch die noch unbekannten Konkretisierungen in der Verordnung erschwert. Es ergeben sich diverse Unklarheiten, insbesondere im Bereich der Finanzierung.







	Allgemeine Bestimmungen_Allgemeine Bemerkungen: 

	Allgemeine Bestimmungen_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: §3
§ 3 Abs. 2: Wir wünschen uns, dass nicht nur bis zur Volljährigkeit ein Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz besteht, sondern bis 22 Jahre (analog Jugendstrafrecht), sofern der Leistungsbezug vor der Volljährigkeit begonnen hat.

Alternativ regen wir an, die Ausnahmen bei denen ein Anspruch über die Voljährigkeit hinaus bestehen soll, im Gesetz zu regeln. Diese Frage ist zu wichtig, um sie auf Verordnungsstufe zu regeln, wie es der Vernehmlassungsentwurf vorsieht.

§ 3 Abs. 3: Eine kantonale Gesamtplanung wird von der SP sehr begrüsst und ist für die angestrebte bedarfsgerechte Gestaltung des Angebots im Kanton auch notwendig. 

§4
§ 4 lit. a: Wir begrüssen die Ausrichtung am Bedarf und erachten dies als sinnvoll.
§ 4 lit. b (Variante 1): Für die Erstellung der kantonalen Gesamtplanung sollen unbedingt auch die Leistungserbringer mit einbezogen werden. 

§5: Präzisierung der Begriffe
§5 lit. a & d: Worin liegt der Unterschied zwischen Mittelbedarf und Kosten? Beide Begriffe scheinen uns auf die finanziellen Aufwände im Bereich der Jugendheime und Familienunterstützung abzuzielen. Eine Präzisierung der Begriffe wäre wünschenswert.
§5 lit. b: Was genau versteht sich unter Versorgungsstruktur? 

	Melde- und Bewilligungspflichten_Allgemeine Bemerkungen: 
	Melde- und Bewilligungspflichten_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: §6: Wir begrüssen grundsätzlich die Übernahme der Rechtsbegriffe aus der PAVO ins kantonale Recht. Allerdings soll die gemäss kantonalem Recht seit 2012 geltende Bewilligungspflicht für die Vermittlung von Pflege- und Heimplätzen nicht zu Gunsten einer blossen Meldepflicht gemäss PAVO aufgegeben werden.
Im Gegenzug begrüssen wir die Ausweitung der Meldepflicht auf die von der PAVO nicht erfassten Anbieter von sozialpädagogischen Familienbegleitungen.

§7: Die Übernahme des Rechtsbegriffs "Familienpflege" aus der PAVO ist sinnvoll. 

§8: Die Übernahme des Rechtsbegriffs "Heimpflege" aus der PAVO ist sinnvoll.

§9: Wir begrüssen, dass neu die BD auch bei der Familienpflege für die Erteilung der Bewilligung zuständig wird. Damit ist die Erteilung der Bewilligung und die Aufsicht an einem Ort angesiedelt. Ferner wird ein kleiner Beitrag zur Entlastung der KESBn geleistet.



	Leistungsaufträge und Finanzierung_Allgemeine Bemerkungen: Wir begrüssen die Leistungsvereinbarungen als Basis der Zusammenarbeit zwischen der Direktion und den Leistungsanbietern.
	Leistungsaufträge und Finanzierung_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: §12: Wir begrüssen die Möglichkeit die Leistungserbringung in Form von Pauschalen abzugelten. Bei der erst in den Leistungsvereinbarungen zu regelnden Bemessung der Pauschalen, sei hier angemerkt, dass die der Bemessung der Pauschalen zugrunde gelegten Daten nachvollziehbar sein sollen und die Höhe der Pauschale den zu erbringenden Leistungen entsprechen.

§13/ §14 (Variante 1): Wie eingangs dargelegt, bevorzugen wir das Gesamtkostenmodell. Gemäss dem Bericht zur Vernehmlassungsvorlage ist das Finanzierungsverhältnis 30:70 (Kanton:Gemeinden) so gewählt worden, damit insgesamt der Gesamtaufwand für Gemeinden und Kanton sich im Verhältnis nicht gross verändert. In diesem Sinne ist dem Finanzierungsverhältnis zu zustimmen. 

§13 Abs.1 (Variante 1): Wir schlagen vor, dass die Umlage der Gemeindebeiträge auf die Gemeinden im Verhältnis zur gesamten Wohnbevölkerung erfolgt.

§15: Wir begrüssen, dass neu auch die Kosten für Familienbegleitungen und die Kosten für Unterbringungen in Pflegefamilie von der öffentlichen Hand übernommen werden und der Beitrag der Eltern, wie bei den anderen Leistungen nach diesem Gesetz, auf einen Beitrag an Verpflegungs- und Unterbringungskosten beschränkt wird.

§17: Subventionen für Angebotsentwicklung/ Erprobung neuer Angebote erachten wir als eine gute Möglichkeit Innovationen in diesem Bereich zu fördern.


	Datenschutz_Allgemeine Bemerkungen: 
	Datenschutz_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: §20 Abs.1: Wir unterstützen ausdrücklich das hier angewandte Prinzip der Subsidiarität, welches fordert, dass Personendaten in erster Linie bei den Betroffenen selbst eingeholt werden. 

§22: Wir fordern ein Verzeichnis der Leistungsanbietenden im Kanton. Auf die kann-Formulierung ist zu verzichten.

§23: Die Führung einer Individualstatistik zur Überprüfung des kantonalen Versorgungskonzepts und zur Wirksamkeit der Leistungen wird begrüsst. Die Daten dürfen allerdings nur in anonymisierter Form gesammelt werden.

§24: In diesem Bereich staatlicher Tätigkeit ist eine langjährige Aktenaufbewahrung absolut notwendig. Betroffene sollen auch noch im fortgeschrittenen Erwachsenenalter Einsicht in ihre Akten erhalten können.  
	Änderungen VSG_Allgemeine Bemerkungen: Die vollständige Trennung von Heim- und Schulbetrieb erscheint uns aus Sicht der Qualitätssicherung plausibel.
Hingegen bedauern wir den anfallenden administrativen Mehraufwand für den Betrieb eines Schulheimes, weil zwei Bewilligungen von zwei verschiedenen Ämtern notwendig werden.

	Änderungen KJHG_Allgemeine Bemerkungen: § 36: Wir begrüssen die Aufhebung von lit. c welche in Zukunft gebührenfreie Elternbildungsveranstaltungen ermöglicht.
	Änderungen VSG_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: 
	Änderungen KJHG_Bemerkungen zu spezifischen Bestimmungen: 

	Kostenmodelle: 

Gesamtbeurteilung

Wir kommen zum Schluss, dass das Gesamtkostenmodell gegenüber dem Taxmodell mehr Vorteile birgt, soweit dies aus dem vorliegenden Gesetz ersichtlich wird. 


Gesamtkostenmodell:
Das Gesamtkostenmodell stellt auf die Solidarität zwischen den Gemeinden ab. Es leistet einen Beitrag zum Lastenausgleich zwischen den Gemeinden, die bekanntlich in ihrer Grösse und Finanzkraft stark variieren. Die finanzielle Last, welche bereits wenige Ergänzende Hilfen zur Erziehung, für kleine Gemeinden bedeuten, wird im Gesamtkostenmodell abgemildert. Bei einer anteilsmässigen Finanzierung  der Leistungen durch die Gemeinden, erhalten Kinder und Jugendliche aus kleinen Gemeinden bessere Chancen auf bedarfsgerechte Leistungen. Es besteht aber das Risiko zu vorschnellen Platzierungen, weil die hohen Kosten der Fremdplatzierung sich nicht direkt in den Ausgaben der Gemeinden niederschlagen. Damit besteht auch die Gefahr, dass Gemeinden, die sich stark präventiv mit Unterstützungshilfen engagieren und die schulische Integration fördern, unsinnigerweise für ihren Einsatz abgestraft werden, in dem sie die Kosten für ihre Zusatzleistungen sowie den fixen Kostenanteil gemäss diesem Gesetz tragen müssen. Diese Entwicklung wäre bedenklich, überwiegt aber nicht die Vorteile des Gesamtkostenmodells. 
Schliesslich braucht es im Gesamtkostenmodell auch keine aufwendigen finanziellen Abklärungen und Verhandlungen seitens der platzierenden Gemeinden, weil der Kanton die Taxen festlegt. 

Für die Festlegung der Gemeindebeiträge schlagen wir vor, dass nicht vom Anteil der unter 20-jährigen Bevölkerung ausgegangen wird, sondern von der gesamten Wohnbevölkerung einer Gemeinde. Ansonsten werden kinderreiche Gemeinden in diesem Modell ungleich mehr belastet. Dies kann nicht der Sinn und Zweck eines Kostenmodells sein, das auf dem Solidaritätsgedanken aufbaut. 

Taxmodell:
Bei der Finanzierung durch das Taxmodell haben die Gemeinden mehr Steuerungsmöglichkeiten und sind damit autonomer. Da sie 70% der Kosten finanzieren müssen, erscheint dies im ersten Moment sinnvoll.  Die einzelfallbezogene Finanzierung - "Jede Gemeinde bezahlt für seine Jugendlichen" - birgt allerdings das Risiko, dass Betroffene unter den fehlenden finanziellen Mitteln in ihren Gemeinden leiden müssen, in dem sich die Leistungen nach den Kosten anstatt der Wirksamkeit richten.
Die Gemeinden können im Taxmodell die Leistungserbringer direkt bezahlen und mit ihnen die Preise diskutieren. Damit entsteht unserer Ansicht nach ein grösserer (administrativer) Aufwand für die Gemeinden und ein Preiskampf zwischen den Anbietern, der negative Folgen (Qualitätseinbussen) haben kann. 






